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Ausgefertigt:

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 08.01.2010 .....................................................

 (Oberbürgermeister)
(Siegelabdruck)

Der Satzungsbeschluss wurde nach § 10 Abs. 3 BauGB am 13.01.2010 ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan tritt damit in Kraft.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 14.01.2010 .....................................................

 (Oberbürgermeister)
(Siegelabdruck)

Auslegungsvermerk
Die öffentliche Auslegung erfolgte aufgrund der Bekanntmachung im Hanauer Anzeiger am 13.01.2010 
vom 14.01.2010 bis zum 22.01.2010 im Technischen Rathaus, Hessen-Homburg-Platz 7, 
Stadtplanungsamt, Zimmer 2.15.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 25.01.2010 .....................................................

 (Baudirektor)
(Siegelabdruck)
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Änderungen im ergänzenden Verfahren II nach § 214 Abs. 4 BauGB sind gelb markiert

4) mehr als 20.000 kg explosionsgefährliche Stoffe, wenn der Stoff, die Zubereitung oder
der Gegenstand in die UN/ADR – Gefahrenunterklasse 1.4 fällt

5) mehr als 5.000 kg explosionsgefährliche Stoffe, wenn der Stoff, die Zubereitung oder der
Gegenstand in die UN/ADR – Gefahrenunterklasse 1.1,1.2,1.3,1.5 oder 1.6 oder unter 
den Gefahrenhinweis R2 oder R3 fällt

6) mehr als 5.000.000 kg entzündliche Stoffe
7) mehr als 20.000 kg leichtentzündliche Stoffe
8) mehr als 5.000.000 kg leichtentzündliche Flüssigkeiten
9) mehr als 5.000 kg hochentzündliche Stoffe

10) mehr als 20.000 kg umweltgefährliche Stoffe, die sehr giftig für Wasserorganismen sind
oder sehr giftig für Wasserorganismen und in Gewässern längerfristig schädliche 
Wirkungen haben können

11) mehr als 50.000 kg umweltgefährliche Stoffe, die sehr giftig für Wasserorganismen sind
und in Gewässern längerfristig schädliche Wirkungen haben können.

(§1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 2017)

Der fachlichen Bestimmung zum Vollzug der festgesetzten Gefährlichkeitsmerkmale und der 
mengenbegrenzten gefährlichen Stoffe ist der Anhang I der Störfallverordnung in der Fassung vom 
08.06.2005, BGBl. I S. 1598 zu Grunde zu legen. 

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 08.05.2017 ausserdem beschlossen, dass 
die gebilligte Planfassung des Bebauungsplans Nr. 1102.1 "Nord-Ost/Technologiepark" mit der 
Begründung für die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt wurde und dass bei der ortsüblichen 
Bekanntmachung der Auslegung darauf hinzuweisen war, dass Stellungnahmen nur zu den ergänzten 
Teilen des Bebauungsplans und der Begründung abgegeben werden konnten.  
Der Beschluss über die Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes wurde am 27.05.2017  im 
Hanauer Anzeiger ortsüblich bekannt gemacht. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben von 31.05.2017 über die öffentliche Auslegung informiert. Der Entwurf 
des Bebauungsplanes, nebst Begründung und Anlagen, lag in der Zeit vom 06.06.2017 bis 07.07.2017 
gemäß § 3 Abs.2 BauGB während der Dienststunden im Technischen Rathaus, Stadtplanungsamt 
(Auslegungsstelle), Zimmer Nr. 2.15, Hessen-Homburg-Platz 1, 63452 Hanau, öffentlich aus.
Während der o.g. Auslegungsfrist konnten Stellungnahmen abgegeben werden, jedoch gem. § 4a Abs. 
3 S.2 BauGB nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen. Diese wurden in dem Entwurf des 
Bebauungsplans markiert. 
Weitere Hinweise zu den Ergänzungen und Änderungen ergaben sich aus der den 
Auslegungsunterlagen beigefügten Lesehilfe in der Begründung des Bebauungsplans und den 
Hinweisen auf dem Deckblatt des städtebaulichen Rahmenkonzeptes. 
Es lagen keine umweltbezogenen Informationen zu den Ergänzungen und Änderungen vor. Auf die 
weiterentwickelte Fach- und Rechtslage zum Thema Luftqualitätsplanung, Lärmaktionsplanung und 
Störfallthematik wurde in der ergänzenden Begründung zum Bebauungsplan eingegangen. 
Den Auslegungsunterlagen wurde der Anhang I der Störfallverordnung (Zwölfte Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. 
Juni 2005 (BGBl. I S. 1598)) beigefügt.   

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

4. Beteiligung der Behörden und sonstigen Stellen

Die Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs.2 BauGB einschließlich der Abstimmung mit den 
sonstigen Stellen erfolgte vom 06.06.2017 bis 07.07.2017. Diese sind mit Schreiben vom 31.05.2017 
zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 07.07.2017 aufgefordert worden.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

5. Prüfung der vorgebrachten Anregungen sowie der Stellungnahmen der Behörden und
sonstigen Stellen

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat die vorgebrachten Anregungen sowie die 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in ihrer Sitzung am 
25.09.2017 geprüft. 

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

6. Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 25.09.2017 den 
Bebauungsplan Nr. 1102.1 „Nord-Ost/Technologiepark“ gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 
Die Begründung und der Umweltbericht wurden gebilligt.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

Die ordnungsgemäße Durchführung der oben genannten Verfahrensschritte wird hiermit 
bestätigt.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

(Siegelabdruck)

Ausgefertigt:

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

(Siegelabdruck)

2. Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes

Der Haupt- und Finanzausschusses (HFA) hat gem. § 51 a HGO am 31.08.2020 an Stelle der
Stadtverordnetenversammlung getagt und den Entwurf des Bebauungsplans 1102.1
„Nord-Ost/Technologiepark“ und die Begründung in der erneut ergänzten Fassung gebilligt.

Die Entscheidung, dass anstelle der Stadtverordnetenversammlung der HFA gem. § 51 a HGO tagt, ist
aufgrund der erheblich angestiegenen Infektionszahlen der Corona-Pandemie und der seit dem 28.08.2020
nach dem Eskalationskonzept für Hessen in Hanau geltenden „Stufe Rot“ getroffen worden.

Der Haupt- und Finanzausschusses hat in seiner Sitzung am 31.08.2020 außerdem beschlossen, dass die
gebilligte Planfassung des Bebauungsplans Nr. 1102.1 "Nord-Ost/Technologiepark" mit der Begründung für die
Dauer von mind. 30 Tagen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in Verb. mit § 4a Abs. 3 BauGB öffentlich ausgelegt wird und
dass bei der ortsüblichen Bekanntmachung der Auslegung darauf hinzuweisen ist, dass Stellungnahmen nur zu
den ergänzten Teilen II des Bebauungsplans und der Begründung abgegeben werden können.

Die öffentliche Auslegung wurde am 05.09.2020 im Hanauer Anzeiger ortsüblich bekannt gemacht. Die
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben von 09.09.2020 über die öffentliche
Auslegung informiert.

Der Entwurf des Bebauungsplanes, nebst Begründung und Anlagen wurde nach § 3 Abs. 2 BauGB in Verb. mit
§ 4a Abs. 3 und Abs. 4 BauGB und § 3 Abs. 1 PlanSiG  in der Zeit vom 14.09.2020 bis 16.10.2020 unter
www.beteiligung.hanau.de sowie unter https://bauleitplanung.hessen.de im Internet veröffentlicht.

Im gleichen Zeitraum lagen die vorgenannten Unterlagen gemäß § 3 Abs. 2 PlanSiG und § 3 Abs. 2 BauGB
während der Dienststunden im Technischen Rathaus, Stadtplanungsamt (Auslegungsstelle), Zimmer Nr. 2.23,
Hessen-Homburg-Platz 7, 63452 Hanau, öffentlich aus.

Während der o.g. Auslegungsfrist konnten Stellungnahmen abgegeben werden, jedoch gem. § 4a Abs. 3 S.2
BauGB nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen. Diese wurden in dem Entwurf des Bebauungsplans gelb
markiert. Weitere Hinweise zu den Ergänzungen und Änderungen ergaben sich aus der den
Auslegungsunterlagen beigefügten Lesehilfe in der Begründung des Bebauungsplans sowie der Planzeichnung
und Textfestsetzungen.

Den Auslegungsunterlagen wurde der Anhang I der Störfallverordnung (Zwölfte Verordnung zur Durchführung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Juni 2005 (BGBl. S.
Seite 1598) beigefügt.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

3. Beteiligung der Behörden und sonstigen Stellen

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.2 BauGB in Verb. mit
§ 4a Abs. 3 BauGB erfolgte vom 14.09.2020 bis 16.10.2020. Diese sind mit Schreiben vom 09.09.2020 zur
Abgabe einer Stellungnahme bis zum 16.10.2020 zu den geänderten und ergänzten Teilen aufgefordert worden.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

4. Prüfung der vorgebrachten Anregungen sowie der Stellungnahmen der Behörden und
 sonstigen Stellen 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat die vorgebrachten Anregungen sowie die 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in ihrer Sitzung am 
14.12.2020 geprüft. 

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

5. Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 14.12.2020 den 
Bebauungsplan Nr. 1102.1 „Nord-Ost/Technologiepark“ gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 
Die Begründung und der Umweltbericht wurden gebilligt.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

Die ordnungsgemäße Durchführung der oben genannten Verfahrensschritte wird hiermit 
bestätigt.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

(Siegelabdruck)
Ausgefertigt:

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

(Siegelabdruck)

Rückwirkendes Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 1102.1 „Nord-Ost / Technologiepark" zum 
13.01.2010 durch ortsübliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB 
am 18.12.2020.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 18.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)
(Siegelabdruck)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 bis 21 a BauNVO)

1. Grundfläche (§ 16 BauNVO 2017)
Für die Gewerbe- und Industriegebiete wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 als
Höchstmaß festgesetzt.

2. Geschossfläche (§ 16 BauNVO 2017)
Für die Gewerbegebiete mit der Bezeichnung GE1 und GE2 wird eine
Geschossflächenzahl (GFZ) von 2,4 als Höchstmaß festgesetzt.

3. Baumasse (§ 16 BauNVO 2017)
Für das Industriegebiet mit der Bezeichnung GI wird eine Baumassenzahl (BMZ) von
10,0 als Höchstmaß festgesetzt.

4. Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 i. V. m. § 18 Abs. 1 BauNVO 2017)
Für das Gewerbegebiet mit der Bezeichnung GE2 wird die Höhe der baulichen Anlagen
auf bis zu 15 m festgesetzt.

3. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§9 Abs.1 Nr. 11 i.V.m. Nr. 25a BauGB)

 Die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung für Fußgänger,
 Radfahrer und Anlieger sind öffentliche Flächen für die Nutzung von
 Fußgängern, Radfahrern und Anliegern.

 Auf der in der Planzeichnung mit Baumpflanzungen festgesetzten Verkehrsfläche 
 besonderer Zweckbestimmung sind Bäume nach Maßgabe der Bedürfnisse der Zufahrten 
 zu  den Grundstücken in einem Abstand von maximal 30 m anzupflanzen.

4. Flächen für Leitungsrechte zugunsten der Erschließungsträger im Plangebiet
(§ 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB)

 Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen für Leitungsrechte dienen der 
 Begründung oder Sicherung von dinglichen Rechten und/oder Baulasten 
 für Regenwasser, Schmutzwasser, Fernwärme, Strom und Kommunikation 
 zu Gunsten der Erschließungsträger.

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 BauNVO 2017)

1. Die Baugebiete mit der Bezeichnung GE 1 und GE 2 werden als Gewerbegebiet
festgesetzt, (§ 8 BauNVO 2017).

a. Im Gewerbegebiet sind abweichend von § 8 Abs. 2 bzw. 3 BauNVO nicht zulässig:

- Tankstellen,
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- Wohnungen,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecke,
- Vergnügungsstätten,

(§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO 2017).

b. Das Gewerbegebiet wird nach den besonderen Eigenschaften der Betriebe wie folgt
gegliedert: Zulässig sind nur Betriebe und Anlagen, deren Geräuschemissionen die
durch Planeintrag festgesetzten Emissionskontingente LEK nach der technischen
Norm DIN 45691 (Ausgabe 2006-12) weder tags (6.00 h bis 22.00 h) noch nachts
(22.00 h bis 6.00 h) überschreiten.
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691 (Ausgabe 2006-12), Abschnitt 5.
Für die Berechnung maßgeblich ist der Immissionsort „Wohngebiet Bogenstraße“
mit den Gauß-Krüger-Koordinaten x = 3497439, y = 5554131.
(§ 1 Abs. 4 S. 2 BauNVO 2017).

c. Im Gewerbegebiet sind Betriebe und Anlagen, die unter das
Genehmigungserfordernis nach Spalte 1 des Anhangs der Vierten Verordnung zur
Durchführung des Bundes- Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), neugefasst durch Bek. v.
31. Mai 2017 | 1440, fallen, nicht zulässig.
(§ 1 Abs. 4 S. 2 BauNVO 2017).

d. Ebenso unzulässig sind Betriebe und Anlagen, deren Betriebsabläufe die Handhabung und
Lagerung und/oder die Zubereitung von folgenden gefährlichen Stoffen erfordern:
1) mehr als 2.000 kg sehr giftige Stoffe
2) mehr als 20.000 kg giftige Stoffe
3) mehr als 20.000 kg brandfördernde Stoffe
4) mehr als 20.000 kg explosionsgefährliche Stoffe, wenn der Stoff, die Zubereitung oder

der Gegenstand in die UN/ADR – Gefahrenunterklasse 1.4 fällt
5) mehr als 5.000 kg explosionsgefährliche Stoffe, wenn der Stoff, die Zubereitung oder der

Gegenstand in die UN/ADR – Gefahrenunterklasse 1.1,1.2,1.3,1.5 oder 1.6 oder unter
den Gefahrenhinweis R2 oder R3 fällt

6) mehr als 5.000.000 kg entzündliche Stoffe
7) mehr als 20.000 kg leichtentzündliche Stoffe
8) mehr als 5.000.000 kg leichtentzündliche Flüssigkeiten
9) mehr als 5.000 kg hochentzündliche Stoffe

10) mehr als 20.000 kg umweltgefährliche Stoffe, die sehr giftig für Wasserorganismen sind
oder sehr giftig für Wasserorganismen und in Gewässern längerfristig schädliche
Wirkungen haben können

11) mehr als 50.000 kg umweltgefährliche Stoffe, die sehr giftig für Wasserorganismen sind
und in Gewässern längerfristig schädliche Wirkungen haben können.

(§1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 2017)

Der fachlichen Bestimmung zum Vollzug der festgesetzten Gefährlichkeitsmerkmale und der 
mengenbegrenzten gefährlichen Stoffe ist der Anhang I der Störfallverordnung in der Fassung vom 
08.06.2005, BGBl. I S. 1598 zu Grunde zu legen. 

2. Das Baugebiet mit der Bezeichnung GI wird als Industriegebiet festgesetzt (§ 9 BauNVO
2017).

a. Im Industriegebiet sind abweichend von § 9 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO nicht
zulässig:

- Wohnungen sowie
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche

 Zwecke, 
(§ 1 Abs. 6 BauNVO 2017).

b. Das Industriegebiet wird nach den besonderen Eigenschaften der Betriebe wie folgt
 gegliedert: Zulässig sind nur Betriebe und Anlagen, deren Geräuschemissionen die
 durch Planeintrag festgesetzten Emissionskontingente LEK nach der technischen
 Norm DIN 45691 (Ausgabe 2006-12) weder tags (6.00 h bis 22.00 h) noch nachts
 (22.00 h bis 6.00 h) überschreiten.
 Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691 (Ausgabe 2006-12), Abschnitt 5.
 Für die Berechnung maßgeblich ist der Immissionsort „Wohngebiet Bogenstraße“
 mit den Gauß-Krüger-Koordinaten x = 3497439, y = 5554131.
(§ 1 Abs. 4 S. 2 BauNVO 2017).

c. Ebenso unzulässig sind Betriebe und Anlagen, deren Betriebsabläufe die Handhabung und
Lagerung und/oder die Zubereitung von folgenden gefährlichen Stoffen erfordern:
1) mehr als 2.000 kg sehr giftige Stoffe
2) mehr als 20.000 kg giftige Stoffe
3) mehr als 20.000 kg brandfördernde Stoffe

3. Prüfung der frühzeitig vorgebrachten Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Stellungnah-  
men der Behörden, sonstiger Stellen und der Nachbargemeinden

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat die vorgebrachten Anregungen sowie die 
Stellungnahmen der Behörden, Nachbargemeinden und sonstiger Träger öffentlicher Belange in ihrer 
Sitzung am 02.02 2009 geprüft.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

4. Aufstellungsbeschluss

Der Beschluss zur Änderung des Bebauungsplans Nr. 1102 „Industriegebiet südöstlich der B43“ ist 
am 10.07.2006 durch die Stadtverordnetenversammlung gefasst worden. Die Stadtverordnetenver- 
sammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 15.12.2008 die Aufstellung dieses Bebauungs- 
plans beschlossen.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

Die Belange des Insektenschutzes sind beachtet, wenn die Außenbeleuchtung
energiesparend, streulichtarm und insektenverträglich (UV-armes Lichtspektrum) installiert
ist. Die Leuchten müssen staubdicht und so ausgebildet sein, dass eine Lichtwirkung nur
auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt.
Gleiches gilt an öffentlichen Verkehrsflächen, wenn Natrium-Hochdrucklampen oder
UV-arme LED-Leuchten verwendet werden. Dies gilt auch für die Beleuchtung privater
Wege, wenn sie nach Umfang und Dauer ähnlich der öffentlichen Straßenbeleuchtung
betrieben wird. Ansonsten ist der Belang in übrigen Außenbereichen (z.B.
Außenbeleuchtung von Gebäuden) beachtet, wenn Kompaktleuchtstofflampen in
Warmtönen eingesetzt werden und deren Betriebszeit durch Zeitschaltungen soweit wie
möglich verkürzt werden.

Der Belang des Schutzes vor Lichtimmissionen ist beachtet, wenn Außenleuchten nicht
direkt vor den Fenstern von schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräumen nach DIN 4109,
stark reflektierenden Fassaden oder in Gehölzgruppen angebracht werden. Eine direkte
Blickverbindung von benachbarten schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräumen zu
Lichtquellen ist durch geeignete Lichtpunkthöhe, Neigungswinkel der Leuchten,
Reflektoren, Blenden usw. zu vermeiden.
Gleiches gilt für größere Plätze, die gleichmäßig ausgeleuchtet werden sollen, wenn
Scheinwerfer mit asymmetrischer Lichtverteilung verwendet werden, die oberhalb von 85°
Ausstrahlungswinkel (zur Vertikalen) kein Licht abgeben.

4.

Für die mit B1 im Bebauungsplan bezeichnete Fläche wird beim Regierungspräsidium
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt, ein Verfahren zur Boden- und
Grundwassersanierung geführt. Die Bodensanierung wurde abgeschlossen und mit
Bescheid des Hessischen Ministeriums für Umwelt, ländlichen Raum und
Verbraucherschutz am 2. Mai 2006 aus dem Regelungsbereich des Atomgesetzes
entlassen. Die Grundwassersanierung nach Bodenschutzrecht ist jedoch weiterhin
erforderlich und die entsprechenden Anlagen sind weiterhin zu betreiben. Die erforderlichen
Flächen für die Sanierungsanlage, Versickerungseinrichtungen, Leitungen und Messstellen
sind vorzuhalten und bei der Verwirklichung der als zulässig festgesetzten Art und des
Maßes der baulichen Nutzung deren Betrieb sicherzustellen.

Die Grundwasserverunreinigung wurde vom 6. Januar 2015 bis September 2016 erneut
regelmäßig überwacht. Die festgestellte verbliebene Grundwasserverunreinigung mit Uran
befindet sich stationär im Umfeld der beiden ehemaligen Sanierungsbrunnen B5 und TPH
102. Es wurde weder eine Verlagerung des Urans in den Abstrom noch in tiefere
Grundwasserstockwerke festgestellt. Es handelt sich demnach nur noch um eine geringe
schädliche Grundwasserverunreinigung. Eine weitere Grundwassersanierung wurde als
nicht mehr verhältnismäßig beurteilt. Die Sanierung wurde daher beendet, die
Überwachung eingestellt und die Grundwassermessstellen sowie Sanierungsanlagen
wurden zurückgebaut.

Im Grundwasser liegen weiterhin erhöhte Werte an Ammonium und Fluorid vor. Diese
verbliebenen Belastungen an Uran, Fluorid und Ammonium sind bei künftigen Eingriffen in
das Grundwasser zu beachten. Der Vorgang zur Sanierung der
Grundwasserverunreinigung mit Uran der ehemaligen Urananlage der Siemens AG wurde
abgeschlossen.

Das Gebiet wird künftig in der Altflächendatei des Landes Hessen unter dem Status
"Nachsorge abgeschlossen" geführt.

Regierungspräsidium Darmstadt, IV/F-41.1-100i-1291, 22. Januar 2019.

1.

Bei den Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 1102.1 handelt es sich um einen
Altstandort chemischer Industrie. Werden bei weiteren Schritten Erkenntnisse über
schädliche Bodenveränderungen gewonnen, sind diese dem Regierungspräsidium
Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Dezernat 41.1 mitzuteilen.

2.

3.

Für den Bereich des o.g. Bebauungsplanes wird eine Betroffenheit von Grundwasser (sehr
hohe Grundwasserneubildung, hohe Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers)
angezeigt. Ein Wasserschutzgebiet ist durch das Planvorhaben jedoch nicht betroffen.
Dieser Belang ist bei der konkreten Umsetzung von Vorhaben zu beachten.

5.

Das Plangebiet liegt in einem Bombenabwurfgebiet. Daher ist grundsätzlich mit dem
Vorhandensein von Kampfmitteln zu rechnen. Sofern nicht bereits in der Vergangenheit
eine Kampfmittelfreiheit bescheinigt wurde, muss vor bodeneingreifenden Maßnahmen
eine systematische Überprüfung der Grundstücksflächen auf Kampfmittel durchgeführt
werden.

Für die Dokumentation wurde vom Land Hessen das Datenmodul KMIS-R entwickelt.

6.

5. Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte 
am19.12.2008 im Hanauer Anzeiger.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

6. Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 02.02.2009 den Entwurf 
des Bebauungsplanes mit Begründung und Umweltbericht beschlossen und zur Auslegung bestimmt.
Der Beschluss über die Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes wurde am 07.02.2009 im 
Hanauer Anzeiger ortsüblich bekannt gemacht. Die Behörden, Nachbargemeinden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben von 10.02.2009 über die öffentliche Auslegung 
informiert. Der Entwurf des Bebauungsplanes, nebst Begründung und Anlagen, lag in der Zeit vom 
16.02.2009 bis 18.03.2009 gemäß § 3 Abs.2 BauGB während der Dienststunden im Technischen 
Rathaus, Stadtplanungsamt (Auslegungsstelle), Zimmer Nr. 2.15, Hessen-Homburg-Platz 1, 63452 
Hanau, öffentlich aus.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

7. Beteiligung der Behörden und der Nachbargemeinden

Die Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs.2 BauGB einschließlich der Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs.2 BauGB sowie sonstiger Stellen erfolgte vom 16.02.2009 bis 
18.03.2009. Diese sind mit Schreiben vom 10.02.2009 zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 
18.03.2009 aufgefordert worden.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

8. Prüfung der vorgebrachten Anregungen sowie der Stellungnahmen der Behörden,
sonstiger Stellen und der Nachbargemeinden

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat die vorgebrachten Anregungen sowie die 
Stellungnahmen der Behörden, Nachbargemeinden und sonstiger Träger öffentlicher Belange in ihrer 
Sitzung am 14.09.2009 geprüft. 

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

9. Öffentliche Auslegung des Bebauungsplansentwurfs nach § 4a BauGB

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 14.09.2009 den 
überarbeiteten Entwurf des Bebauungsplans Nr. 1102.1 „Nord-Ost/Technologiepark“ mit Begründung 
und Umweltbericht beschlossen und zur verkürzten Auslegung nach §4a BauGB bestimmt. Der 
Beschluss über die verkürzte Auslegung des überarbeiteten Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 
1102.1 „Nord-Ost/Technologiepark“ wurde am 18.09.2009 im Hanauer Anzeiger ortsüblich bekannt 
gemacht. Die Behörden, Nachbargemeinden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 18.09.2009 über die verkürzte öffentliche Auslegung informiert. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes, nebst Begründung und Anlagen, lag in der Zeit vom 28.09.2009 
bis 12.10.2009 gemäß § 3 Abs.2 BauGB während der Dienststunden im Technischen Rathaus, 
Stadtplanungsamt (Auslegungsstelle), Zimmer Nr. 2.15, Hessen-Homburg-Platz 1, 63452 Hanau, 
öffentlich aus.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

10. Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 07.12.2009 den 
Bebauungsplan Nr. 1102.1 „Nord-Ost/Technologiepark“ gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 
Die Begründung und der Umweltbericht wurden gebilligt.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

Die ordnungsgemäße Durchführung der oben genannten Verfahrensschritte wird hiermit 
bestätigt.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 08.01.2010 .....................................................

 (Oberbürgermeister)
(Siegelabdruck)

Rückwirkendes Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 1102.1 „Nord-Ost / Technologiepark" zum 
13.01.2010 durch ortsübliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB 
am 11.10.2017.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 11.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)
(Siegelabdruck)

Auslegungsvermerk
Die öffentliche Auslegung erfolgte aufgrund der Bekanntmachung im Hanauer Anzeiger am 11.10.2017 
vom 12.10.2017 bis zum 20.10.2017 im Technischen Rathaus, Hessen-Homburg-Platz 7, 
Stadtplanungsamt, Zimmer 2.16.
Nunmehr werden der Bebauungsplan und die genannten Unterlagen an gleicher Stelle dauerhaft
während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit gehalten. Auf Verlangen wird über den
Inhalt Auskunft gegeben.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.11.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)
(Siegelabdruck)

Auslegungsvermerk
Der Bebauungsplan wurde mit Begründung nebst Anlagen und der zusammenfassenden Erklärung in der Zeit 
vom 21.12.2020 bis 23.12.2020 und vom 04.01.2021 bis 07.01.2021 beim Magistrat der Stadt Hanau, 
Technisches Rathaus, 63452 Hanau, Hessen-Homburg-Platz 7, 2. Obergeschoss, Zimmer Nr. 2.23 
(Stadtplanungsamt/ Auslegungsstelle), öffentlich ausgelegt.

gez. Batke SIEGEL
Hanau, den 11.01.2021 .....................................................

 (Amtsleiterin)
(Siegelabdruck)

Die den Festsetzungen des Bebauungsplans zugrundeliegenden DIN-Normen können bei
der plangebenden Stadt Hanau im Stadtplanungsamt, Hessen-Homburg-Platz 7 in 63452
Hanau, während der Dienstzeiten eingesehen werden.

7.

Nach §21 HDSchG sind dem Landesamt für Denkmalpflege in Wiesbaden alle bei
Erdarbeiten auftretenden Funde (Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen, Scherben,
Steingeräte, Skelettreste) zu melden. Die Funde und Fundstellen sind bis zu einer Woche
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zur
Entscheidung zu schützen.

Verfahrensvermerke Ergänzendes Verfahren II nach 
§ 214 Abs. 4 BauGB
1. Beschluss zum ergänzenden Verfahren II

Der Beschluss zum ergänzenden Verfahren II des Bebauungsplans Nr. 1102.1 „Nord-Ost / 
Technologiepark" ist am 17.12.2018 durch die Stadtverordnetenversammlung gefasst worden. 

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 15.12.2020 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

Katastervermerk

Die Darstellungen der Grenzen und die Bezeichnungen der Flurstücke stimmen mit dem Nachweis 
des Liegenschaftskataster mit Stand von Januar 2020 überein.

Hanau, den 15.12.2020

gez. Ludwig SIEGEL
______________________
(Technischer Oberamtsrat)

1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch eine Bürgerin- 
formation am 12.11.2008 und die Auslegung des Bebauungsplanvorentwurfes vom 12.11.2008 bis 
28.11.2008 im Rathaus der Stadt Hanau (öffentliche Bekanntmachung vom 01.11.2008 im Hanauer 
Anzeiger).

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte durch Verfügungstellung 
des Bebauungsplanvorentwurfes und des Städtebaulichen Rahmenkonzepts „Siemens- 
Technologiepark". Die Behörden, Nachbargemeinden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurden mit Schreiben vom 11.11.2008 gebeten, bis zum 05.12.2008 eine Stellungnahme abzugeben.

gez. Weicker SIEGEL
Hanau, den 08.12.2009 .....................................................

 (Baudirektor)

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. 
März 2005, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 07. Mai 2020 (GVBI. S. 318) i. V. m. §§ 2 und 9 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 
3634), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBI. I S. 1728) geändert worden ist, und das 
Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der 
COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041) und der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBI. I S. 3786) und des Hessischen Denkmalschutzgesetzes (HDSchG) vom 28.
November 2016 (GVBl. S. 211) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau diesen
Bebauungsplan in ihrer Sitzung am 14.12.2020 im ergänzenden Verfahren II als Satzung beschlossen. Die
Begründung und der Umweltbericht zum Bebauungsplan wurden gebilligt.
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Verfahrensvermerke

Verfahrensvermerke Ergänzendes Verfahren nach 
§ 214 Abs. 4 BauGB
1. Beschluss zum ergänzenden Verfahren

Der Beschluss zum ergänzenden Verfahren des Bebauungsplans Nr. 1102.1 „Nord-Ost / 
Technologiepark" ist am 11.07.2016 durch die Stadtverordnetenversammlung gefasst worden. 

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

2. Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zum ergänzenden Verfahren

Die ortsübliche Bekanntmachung des Ergänzungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte am 
06.08.2016 im Hanauer Anzeiger.

gez. Kaminsky SIEGEL
Hanau, den 06.10.2017 .....................................................

 (Oberbürgermeister)

Der Lageplan mit der Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs lag in der Zeit vom 15. August 
2016 bis 23. August 2016 während der allgemeinen Dienststunden (montags bis donnerstags von 
8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 17:00 Uhr, freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr) beim 
Magistrat der Stadt Hanau, 63452 Hanau, Hessen-Homburg-Platz 7, 2.Obergeschoss, Zimmer 2.16 
(Stadtplanungsamt / Auslegungsstelle) öffentlich aus.

3. Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 08.05.2017 den Entwurf 
des Bebauungsplans Nr. 1102.1 "Nord-Ost/Technologiepark" und der Begründung in der ergänzten 
Fassung gebilligt.
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Stadt Hanau
Vorhabenbezogener Bebauungsplan VEP Nr. 32
"Logistikzentrum im Technologiepark" im Stadtteil Wolfgang
Für folgende Flurstücke:
Gemarkung Wolfgang, Flur 1, Flurstücke Nr. 37/39 (teilweise), Nr. 37/61 (teilweise), Nr. 37/62,
Nr. 37/85 (teilweise), Nr. 37/86, Nr. 37/87 (teilweise), Nr. 37/148 (teilweise), Nr. 37/153 (teilweise),
Nr. 37/155, Nr. 37/156 (teilweise), Nr. 37/157, Nr. 37/158, Nr. 37/159, Nr. 37/160,
Nr. 44/23 (teilweise) und Nr. 45/20 (teilweise)

Vorhabenbezogener Bebauungsplan
VEP Nr. 32 "Logistikzentrum im Techno-
logiepark" im Stadtteil Wolfgang

Stadt Hanau
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Mit dem vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan VEP Nr. 32 "Logistikzentrum im Technologiepark" wird der bestehende Bebauungsplan Nr. 1102.1
"Nord - Ost / Technologiepark" (in Kraft getreten am 13.01.2010) in dem entsprechenden Teilbereich überplant und ersetzt.
Auf die ergänzenden textlichen Festsetzungen vom April 2013, die Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind, wird hingewiesen.

V E R F A H R E N S V E R M E R K E
Katastervermerk

Die Darstellungen der Grenzen und die Bezeichnungen der Flurstücke stimmen mit dem Nachweis
des Liegenschaftskatasters mit Stand vom April 2013 überein.

Hanau, den 13.05.2013

1. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch die
Auslegung des Bebauungsplanvorentwurfes vom 26.11.2012 bis 07.12.2012 im Rathaus der Stadt
Hanau (öffentliche Bekanntmachung vom 17.11.2012 im Hanauer Anzeiger).

Hanau, den 13.05.2013

2. Frühzeitige Beteiligung der Behörden

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte durch
Verfügungstellung des Bebauungsplanvorentwurfes. Die Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 07.11.2012 zu einem Scopingtermin am
22.11.2012 im Rathaus der Stadt Hanau eingeladen und gebeten, sich hierbei zur Planung zu
äußern oder bis zum 07.12.2012 eine Stellungnahme abzugeben.

Hanau, den 13.05.2013

3. Prüfung der frühzeitig vorgebrachten Einwendungen und Hinweise der Öffentlichkeit
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat die frühzeitig vorgebrachten
Einwendungen und Hinweise der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange in ihrer Sitzung am 28.01.2013 geprüft.

Hanau, den 13.05.2013

4. Aufstellungsbeschluss

Der Beschluss zur teilbereichbezogenen Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1102.1 "Nord - Ost /
Technologiepark" ist am 28.01.2013 durch die Stadtverordnetenversammlung gefasst worden. Die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hanau hat in ihrer Sitzung am 28.01.2013 die Aufstellung
dieses Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a Abs. 2 BauGB beschlossen.

Hanau, den 13.05.2013

5. Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte
am 05.02.2013 im Hanauer Anzeiger.

Hanau, den 13.05.2013
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bekannt gemacht. Der Bebauungsplan trat damit in Kraft.
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